
1  Einleitung

Nicht an den großen augenfälligen Hoch-
spannungsfreileitungen sterben Vögel 
durch Stromschlag, sondern dieses Risiko 
geht von bestimmten Mittelspannungs-
masten aus. Sie stehen in großer Zahl 
scheinbar harmlos in der Landschaft. An 
diesen Masten können Vögel bei Berüh-
rung Strom führender Teile Erd- und Kurz-
schlüsse verursachen und einen für sie 
tödlichen Stromschlag erleiden. So sind 
beispielsweise Masten mit stehenden Iso-
latoren sowie alle Masten mit geringem 
Phasenabstand für Vögel buchstäblich 
brandgefährlich. Stromschlag zählt welt-
weit zu den häufigsten Todesursachen be-
drohter Großvögel (s. z.B. Bergerhausen 

1995, Breuer 2007, Haas & Schürenberg 
2008).

Auch Hoch- und Höchstspannungsfrei-
leitungen sind ein Problem für Vögel. Die 
Vögel sterben daran aber nicht durch 
Stromschlag, sondern durch Kollision (s. 
Bernshausen et al. 2014, in diesem Heft). 
Ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko ist 
mit diesen Leitungen aber zumeist nur 
verbunden, wo Leitungen auf Gebiete mit 
hohen Zahlen rastender oder durchzie-
hender Vögel treffen. Mit einer Kennzeich-
nung der Leitungen kann die Zahl der 
Anflugopfer reduziert werden. Kollisions-
opfer sind auch an Freileitungen des Mit-
telspannungsnetzes zu beklagen. Das im 
vorliegenden Beitrag behandelte Problem 

ist aber ein anderes: nämlich Vogelver-
luste durch Stromschlag.

In den letzten Jahrzehnten starb in 
Deutschland auf diese Weise beispiels-
weise jeder dritte tot aufgefundene Uhu; 
allein in der Eifel waren es mehr als 150 
stromtote Uhus. Die meisten Opfer wer-
den von Greifsäugern, -vögeln oder Krä-
hen beseitigt und bleiben unentdeckt. 
Tote Vögel werden am ehesten gefunden, 
wenn die Masten an Straßen oder Wegen 
stehen. Dort steht aber nur eine Minder-
zahl Masten. Als Todfund werden den 
staatlichen Stellen zudem zumeist nur 
solche Opfer gemeldet, die den Ring einer 
Vogelwarte tragen. Beringt ist aber nur 
eine verschwindend geringe Zahl Vögel, 
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Am 31.12.2012 endete die den Netzbetreibern in § 41 des Bun-
desnaturschutzgesetzes gesetzte Umrüstungsfrist für vogelge-
fährliche Mittelspannungsmasten. Die Gesellschaft zur Erhal-
tung der Eulen (EGE) hat nach Ablauf dieser Frist zehn Flä-
chenstichproben in fünf Bundesländern durchgeführt, um den 
Stand der Umrüstung zu überprüfen. Zwei der Stichproben 
sind Wiederholungsstichproben; sie erfolgten in Gebieten, die 
2009 und 2010 erstmals überprüft worden sind. 

Von 2 020 kontrollierten Mittelspannungsmasten erwiesen 
sich 660 Masten als hochgefährlich. Das ist jeder dritte kont-
rollierte Mast. Rechnet man die Zahl auf das Bundesgebiet 
hoch, kommt man auf rund 178 000 gefährliche Masten. Bei 
Abzug von Siedlungs- und Waldgebieten, in denen der Anteil 
an Mittelspannungsmasten eher gering ist, beläuft sich die 
Zahl gefährlicher Masten auf mindestens 100 000. Festgestellt 
wurden 42 gefährliche Masten, die teils nachweislich, teils 
ver mutlich verbotswidrig nach dem 02.04.2002 errichtet wor-
den sind.

Umgerüstet wurde zu langsam, zu schlecht und zu wenig. 
Wie sollte es auch anders sein? Das Thema hat schon innerhalb 
des Naturschutzes nie eine angemessene Aufmerksamkeit er-
langt. Naturschutzbehörden und -verbände sollten sich in ar-
beitsteiliger Kooperation einen Überblick über die Zahl der in 
ihrer Region umzurüstenden Masten verschaffen. Umrüstungs-
defizite sollten angemessen politisiert werden, um den Druck 
auf Netzbetreiber, Länderregierungen und ggf. den Gesetz-
geber zu erhöhen.

Converting Dangerous Medium-Voltage Transmission Towers – 
Results and conclusions from ten samples
The 31.12.2012 was the deadline according to §41 Federal 
Law on Nature Conservation for the network operators to con-
vert medium voltage (MV) transmission towers dangerous for 
birds. Subsequently the German Society for the Conservation 
of Owls (EGE) has taken ten area samples to identify the cur-
rent situation. Two of the samples are a repetition in areas 
which had been analysed for the first time in 2009 and 2010.

The results show that 660 out of 2020 checked MV trans-
mission towers proved to be still very dangerous. This is one 
out of three pylons examined. Extrapolated on the whole of 
Germany this means a number of 178,000 dangerous trans-
mission towers. After subtracting settlement areas and forests, 
which hold a rather low amount of MV towers there is still a 
number of at least 100,000 dangerous pylons left. The exam-
inations even detected 42 dangerous towers established after 
02.04.2002.

Altogether, the conversion has been been conducted slowly, 
poorly and insufficiently. Even among nature conservationists 
this topic has never got sufficient attention. Both local author-
ities for nature conservation and non-governmental organisa-
tion should act jointly to gain an overview of the amount of 
transmission towers to be converted in their region. The deficits 
should be addressed politically in order to increase pressure 
on network operators, state governments and even the legis-
lative body if necessary.
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so dass mit einer hohen Dunkelziffer ge-
rechnet werden muss. 

Betroffen sind keineswegs nur die ganz 
großen Vögel, aber sie vor allem: bei-
spielsweise Eulen, alle Greifvogelarten, 
Weiß- und Schwarzstörche. Darunter sind 
viele Arten, die international gesehen zu 
den bedrohten Arten zählen. Das Risiko 
trifft Vögel, die mit solchen Masten in Be-
rührung kommen unabhängig von ihrer 
Fitness und ohne, dass die Vögel sich da-
rauf einstellen könnten, weshalb die Fol-
gen besonders schwerwiegend sind. 

Der Schutz der Vögel vor gefährlichen 
Masten war eines der zentralen Motive 
für die Anfänge des Vogelschutzes in 
Deutschland. Bereits vor Jahrzehnten 
wurden technische Lösungen für die vo-
gelschutzkonforme Konstruktion neuer 
und das Nachrüsten alter Masten entwi-
ckelt. Die Betreiber des Mittelspannungs-
netzes hatten sich in den 1980er Jahren 
zu einer Entschärfung gefährlicher Masten 
und zum Einsatz ungefährlicher Lösungen 
selbstverpflichtet.

Am 02.04.2002 ist an die Stelle der 
bundesweit gesehen teils erfolgreichen, 
größtenteils aber erfolglosen oder unver-
suchten Bemühungen um freiwillige 
Selbstverpflichtungen der Netzbetreiber 
eine Bestimmung des Bundesnaturschutz-
gesetzes (BNatSchG) getreten, die die 
Netzbetreiber zum Verzicht auf gefährli-
che Masten sowie die Umrüstung vogel-
gefährlicher Altmasten verpflichtet: § 53 
(bzw. seit der Neufassung des BNatSchG 
2011 § 41) BNatSchG. Während die Er-
richtung gefährlicher Masten seit dem 
02.04.2002 strikt untersagt ist, hat der 
Gesetzgeber den Netzbetreibern für die 
Entschärfung vogelgefährlicher Altmasten 
eine 10-jährige Frist eingeräumt. Diese 
Frist endete am 31.12.2012 (nach § 53 
BNatSchG a. F. am 02.04.2012, sodass 
sich infolge der Neufassung des BNatSchG 

die Frist um fast neun Monate verlängert 
hat). Eines der Hauptprobleme des Vogel-
schutzes sollte seitdem gelöst sein. Doch 
ist es das wirklich?

2  Flächenstichproben
Die Gesellschaft zur Erhaltung der Eulen 
(EGE) hat 2013, also nach Ablauf dieser 
Frist, zehn Flächenstichproben in fünf 
Bundesländern (Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-
Holstein) durchgeführt, um den Stand der 
Umrüstung zu überprüfen. Die Stichpro-
ben umfassen eine Fläche von 1 326 km². 
Das sind 0,37 Prozent des Bundesgebietes. 
Die Stichproben entfallen auf die Versor-
gungsgebiete acht verschiedener Netzbe-
treiber. Die Masten wurden anhand der 
am 01.08.2011 in Kraft getretenen VDE-
Anwendungsregel „Vogelschutz an Mit-
telspannungsmasten“ des Verbandes der 
Elektrotechnik (VDE) VDE-AR-N 4210-11 
überprüft. 

Das BNatSchG macht keine Angaben, 
wie der Vogelschutz an Mittelspannungs-
masten technisch realisiert werden soll. 
Die VDE-Anwendungsregel schließt diese 
Lücke. Darin haben sich Experten des Fo-
rums Netztechnik/Netzbetrieb im VDE 
unter Beteiligung der wenigen auf diesem 
Gebiet kundigen Vertreter von Bundes-
umweltministerium, Vogelschutzwarten 
und Vogelschutzverbänden auf wirkungs-
volle Maßnahmen zum Vogelschutz an 
Mittelspannungsmasten verständigt. Die 
neue Anwendungsregel enthält konkrete 
Vorgaben für den Neubau von Mittelspan-
nungsfreileitungen und für die Nachrüs-
tung bestehender Masten (Breuer 2011).

Die EGE hat nur wenige Mitarbeiter. 
Deshalb konnten nur in fünf von 13 Flä-
chenbundesländern Stichproben durch-
geführt werden (in den Stadtstaaten gilt 
die Umrüstung zu recht als weitgehend 

abgeschlossen, s. EGE 2007). Eine Schlag-
opfersuche war wegen des begrenzten 
Zeitbudgets der Bearbeiter nicht Teil der 
Untersuchungen. Die vermehrte Zahl von 
Stichproben in Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz trägt dem Umstand Rech-
nung, dass die EGE in der beiden Bundes-
ländern zugehörigen Eifel seit 30 Jahren 
ein Uhumonitoring durchführt und der 
Naturschutzbund Deutschland (NABU) in 
einem Bundesländervergleich im Juli 
2012 sowie Oktober 2013 Nordrhein-
Westfalen hinsichtlich des Umrüstungs-
grades in einer Ampelbewertung „grün“ 
bzw. die Bestnote zuerkannt hat und  
mit Berufung auf Angaben des nord - 
rhein-westfälischen Umweltministeriums 
schreibt: „Alle gefährlichen Masten in für 
Vögel sensiblen Gebiete wurden bis 2011 
umgerüstet, die letzten Masten des rest-
lichen Bestandes sollen bis 2013 sicher sein“ 
(NABU 2013). Diese Bewertung zieht die 
EGE in Zweifel.

3   Ergebnisse
Von 2 020 im Rahmen der zehn Flächen-
stichproben kontrollierten Mittelspan-
nungsmasten erwiesen sich 660 Masten 
als hochgefährlich. Das ist jeder dritte 
kontrollierte Mast. Darin sind 42 gefähr-
liche Masten eingeschlossen, die teils 
nachweislich, teils vermutlich verbotswid-
rig nach dem 02.04.2002 errichtet worden 
sind. Diese Masten wurden bei den Stich-
proben 1, 3, 5, 6, 7 und 8 festgestellt. Die 
Ergebnisse sind in der Tab. 1 dargestellt. 
Rechnet man die Zahl auf das Bundesge-
biet hoch, kommt man auf rund 178 000 
gefährliche Masten. Bei Abzug von Sied-
lungs- und Waldgebieten, in denen der 
Anteil an Mittelspannungsmasten eher 
gering ist, beläuft sich die Zahl gefährli-
cher Masten auf mindestens 100 000. 

Einzuräumen ist, dass an einem Teil 
der von der EGE als gefährlich identifi-
zierten Masten vor Jahren Entschärfungs-
arbeiten durchgeführt worden sind. Diese 

§ 41 BNatSchG im Wortlaut

Zum Schutz von Vogelarten sind neu 
zu errichtende Masten und technische 
Bauteile von Mittelspannungsleitungen 
konstruktiv so auszuführen, dass Vögel 
gegen Stromschlag geschützt sind. An 
bestehenden Masten und technischen 
Bauteilen von Mittelspannungsleitun-
gen mit hoher Gefährdung von Vögeln 
sind bis zum 31. Dezember 2012 die 
notwendigen Maßnahmen zur Siche-
rung gegen Stromschlag durchzu-
führen. Satz 2 gilt nicht für die Ober-
leitungsanlagen von Eisenbahnen.

Tab. 1: Übersicht über die von der EGE durchgeführten Stichproben.

Stichprobe Flächengröße Bundesland Netzbetreiber Anzahl Masten

ungefährlich gefährlich

 1 Aachen  30 km² NRW Stawag  33  43

 2 Heinsberg 144 km² NRW Alliander 101  80

 3 Düren  90 km² NRW Westnetz (RWE) 157  36

 4 Mechernich 144 km² NRW KEV 136  44

 5 Rheinbach 144 km² NRW Westnetz (RWE) 138   4

 6 Westerwald 144 km² RLP Süwag 408 220

 7 Bitburg  50 km² RLP Westnetz (RWE) 186  50

 8 Kaiserslautern  88 km² RLP Pfalzwerke 152  36

 9 Elbtalaue  42 km² NI/MV Wemag  49  49

10 Eiderstedt 450 km² SH SH Netz AG   0  98

10 Stichproben 1 326 km² 5 Länder 8 Netzbetreiber 1 360 660
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Maßnahmen waren aber entweder schon 
damals unzureichend oder sie haben sich 
zwischenzeitlich als unzureichend heraus-
gestellt. Jedenfalls genügen die durchge-
führten Maßnahmen nicht den Anforde-
rungen, welche der Verband der Elektro-
technik (VDE) im August 2011 als Stand 
der Technik definiert hat. 

An je einem Mast von drei Stichproben 
wurde 2013 ein Uhu als Stromopfer regis-
triert. Es sind Masten der Stichproben 4 
Mechernich (Abb. 1 zeigt den Mast, an 
dem der Uhu ums Leben kam), 7 Bitburg 
und 8 Kaiserslautern. An diesen Masten 
waren zuvor Maßnahmen durchgeführt 
worden, die nicht dem Stand der Technik 
entsprechen. An dem betreffenden Mast 
der Stichprobe 7 Bitburg war bereits 2008 
ein Uhu ums Leben gekommen. An diesem 
Mast sind nach dem Inkrafttreten der 
VDE-Anwendungsregel (August 2011) 
Entschärfungsmaßnahmen durchgeführt 
worden, die nicht den Anforderungen 
dieser Regel entsprechen. 

Bei den Stichproben stieß die EGE an 
einigen Masten auch auf andere Stromop-
fer, die in oder unter den Masten lagen 
(Abb. 2 Stichprobe 10). Tote Vögel in den 
Masten sind beispielsweise für Uhus und 
Greifvögel eine willkommene Beute – mit 

tödlichen Folgen. So war ein durch Strom 
getöteter Turmfalke der Grund, weshalb 
am selben Mast anschließend auch zwei 
Uhus ums Leben kamen (Abb. 3). Im Fal-
le des in Bruchmühlbach-Miesau (Stich-
probe 8 Kaiserslautern) getöteten Uhus, 
hielt dieser noch einen getöteten Mäuse-
bussard fest (Abb. 4). Vermutlich kam der 
Uhu auf dem Mast ums Leben, als er sich 
dort mit dem erbeuteten Mäusebussard 
setzte. 

Stichproben aus anderen Bundeslän-
dern sind der EGE nicht bekannt. Dass die 
Lage in den nicht von den EGE-Stichpro-
ben betroffenen Flächenbundesländern 
deutlich besser ist, erscheint wenig wahr-
scheinlich. Beispielhaft sei hier auf Bayern 
hingewiesen: 

Nach Auffinden eines an einem wider-
rechtlich nicht fristgerecht entschärften 
Mast getöteten Uhus in Bayern teilte der 
Landesbund für Vogelschutz (LBV) am 
24.01.2013 auf seiner Website mit: „Ob-
wohl sich der LBV mit der Erstellung einer 
Prioritätenkarte und bei Monitoring-Ge-
sprächen mit Behörden und Netzbetreibern 
mehrfach konstruktiv eingebracht hatte, 
müssen wir feststellen, das die Betreiber ihre 
gesetzlichen Verpflichtungen nicht einmal 
im selbst verpflichteten Minimalbereich 
vollständig nachgekommen sind.“ Der 
NABU erkennt in der Ampelbewertung 
seines Bundesländervergleichs von Okto-

ber 2013 Bayern gleichwohl „grün“ zu mit 
Berufung auf Angaben des bayerischen 
Umweltministeriums, in Bayern stünden 
„noch über 65 000 Masten, die bis spätes-
tens 2017 alle gesichert werden sollen“. Wie 
diese Befundlage ein „grün“ begründen 
kann, ist unverständlich.

4  Erläuterungen einzelner 
 Stichprobenergebnisse

Den Stichproben 6 Westerwald und 9 Elb-
talaue waren 2009 und 2010, d.h. zwei 
und drei Jahre vor Ablauf der Umrüs-
tungsfrist Stichproben der EGE in den-
selben Gebieten vorausgegangen.

Bei der Westerwald-Stichprobe 2009 
hatten sich 616 von 802 Masten als ge-
fährlich erwiesen. Bei der erneuten Über-
prüfung 2013 wiesen 220 Masten weiter-
hin Sicherheitsmängel auf. Rechnet man 
die Ergebnisse auf das Gebiet des Wester-
waldes hoch, muss dort mit mehr als 4 000 
gefährlichen Mittelspannungsmasten ge-
rechnet werden (EGE 2013).

Bei der Elbtalaue-Stichprobe 2010 hat-
ten sich 125 von 291 Masten als gefährlich 
herausgestellt. An 21 der 125 gefährlichen 
Masten waren zwar Entschärfungsbemü-
hungen erkennbar. Die dazu durchgeführ-
ten Maßnahmen waren aber unzurei-
chend oder unwirksam (EGE 2010). Bei 
der erneuten Überprüfung 2013 wurden 
von den 291 Masten 98 überprüft. Die 

Abb. 1: Gefährlicher Mittelspannungsmast bei 
Mechernich-Berg (Stichprobe 4), an dem am 
08.03.2013 ein durch Stromschlag getöteter Uhu 
aufgefunden wurde.              Foto: Stefan Brücher

Der Mast ist für Vögel gefährlich, weil die Entfernung 
zwischen den gefährlichen Bauteilen geringer als 60 cm 
ist. Der Mast ist wie zahlreiche andere Masten im Ver
sorgungsgebiet der KEV mit Büschelabweisern versehen 
worden. Diese stellen jedoch keine ausreichende Siche
rungsmaßnahme dar. Das war bereits bekannt, als der 
Netzbetreiber an diesem Mast Büschelabweiser anbrach
te. Wie in der Anwendungsregel unter „7.2.2 Abspann
mast“ beschrieben, ist die Verwendung von Büschel
abweisern nur zulässig, sofern andere Maßnahmen aus 
technischen Gründen nicht durchführbar sind. Dieser 
Fall liegt hier zweifelsfrei nicht vor. 

Abb. 2: Mittelspannungsmast und durch Stromschlag getöteter Turmfalke im Europäischen Vogel-
schutzgebiete Halbinsel Eiderstedt/Schleswig-Holstein August 2013 (Stichprobe 10). Foto: Michael 
Knödler
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Hälfte erwies sich als hochgefährlich. Das 
Ergebnis ist auch insofern bemerkenswert, 
weil die Masten größtenteils in einem 
Euro päischen Vogelschutzgebiet bzw. im 
Biosphärenreservat Niedersächsische Elb-
talaue stehen. In einer für die Netzbetrei-
ber im Auftrag des niedersächsischen 
Umweltministeriums 2007 angefertigten 
Karte der Staatlichen Vogelschutzwarte 
ist die Umrüstung von gefährlichen Mas-
ten in diesem Gebiet mit der höchsten 
Priorität eingestuft worden (NLWKN 
2007). 

Das von der Stichprobe 10 Eiderstedt 
erfasste Gebiet gehört teilweise zum Eu-
ropäischen Vogelschutzgebiet Halbinsel 
Eiderstedt. Dort sind die Mittelspannungs-
leitungen weitgehend durch Erdkabel 
ersetzt worden. Bei den Masten handelt 
es sich um Verteilerstationen (Trafomas-
ten) hochgefährlicher Bauweise am Ende 
dieser Leitungen. 

Fünf der zehn Stichproben entfallen 
auf Nordrhein-Westfalen. Dort erwies sich 
mehr als jeder dritte Mast als hochgefähr-
lich. Dieses Ergebnis ist auch deshalb be-
merkenswert, weil der NABU nicht nur 
2013, sondern bereits im Juli 2012, also 
ein halbes Jahr vor Ablauf der gesetzlichen 
Umrüstungsfrist, in einem Bundesländer-
vergleich Nordrhein-Westfalen hinsicht-
lich des Umrüstungsgrades in einer Am-
pelbewertung „grün“ bzw. die Bestnote 
zuerkannt hatte, obwohl das nordrhein-
westfälische Umweltministerium zu die-
sem Zeitpunkt noch von 11 100 gefährli-
chen Masten ausging. 

In Nordrhein-Westfalen könnte es um 
die Umrüstungsquote noch schlechter be-
stellt sein als in anderen Bundesländern. 
Das nordrhein-westfälische Umweltminis-
terium hatte sich nämlich mit dem Netz-
betreiber RWE darauf verständigt, die 
Umrüstung auf Masten in Europäischen 
Vogelschutzgebieten zuzüglich 15 Prozent 
der Landesfläche zu beschränken. Da 
Nordrhein-Westfalen mit einem Anteil 
von nur 4,8 Prozent an der Landesfläche 
so wenige Vogelschutzgebiete eingerichtet 

hat wie kein anderes Flächenland, wäre 
der Wille des Gesetzgebers auf 80 Prozent 
der Landesfläche unterlaufen worden. 
Diese Vereinbarung zwischen Umweltmi-
nisterium und RWE war erst 2008 revi-
diert worden, nachdem die EGE die Ver-
einbarung öffentlich gemacht hatte. Dar-
aufhin zitierten die „Aachener Nachrich-
ten“ in ihrer Ausgabe vom 29.11.2008 den 
RWE-Sprecher „Selbstverständlich befolgen 
wir geltendes Recht und rüsten alle Strom-
masten bis 2012 um“, was die Zeitung zu 
der Schlagzeile veranlasste: „RWE gibt im 
Streit um Strommasten nach. Sensationel-
ler Durchbruch: 450 tote Uhus und ein 
Streit, der jetzt beendet zu sein scheint.“ 
(EGE 2009). Auslöser für die Kursände-
rung des Unternehmens war ein toter Uhu, 
der an einem rechtswidrig nach dem 
02.04.2002 errichteten Mast ums Leben 
kam und die Staatsanwaltschaft beschäf-
tigte (s. 6.1). Möglicherweise sind die 
Umrüstungsbemühungen in Nordrhein-
Westfalen außerhalb von Europäischen 
Vogelschutzgebieten wegen der früheren 
Vereinbarung erst ab 2008 in Gang ge-
kommen.

Obgleich die EGE das nordrhein-west-
fälische Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz NRW (LANUV) früh-
zeitig über die Ergebnisse der Stichproben 
informiert hat, veröffentlicht dieses Lan-
desamt in der Ausgabe 4/2013 seiner 
Zeitschrift „Natur in NRW“ vermutlich 
ungeprüft und gegen besseres Wissen die 
Erfolgsmeldung „Netzbetreiber in NRW 
setzten Vogelschutz termingerecht um“ 
(Grohs et al. 2013).

Abb. 3: Mittelspannungsmast und durch Stromschlag getötetes Uhupaar in Niederhausen an der 
 Appel/Rheinland-Pfalz Juni 2012 vor Ablauf der Umrüstungsfrist. Foto: Michael Knödler

Abb. 4: Stromopfer Uhu mit Resten eines Mäusebussards am 24.05.2013 unter Mittelspannungsmast 
in Bruchmühlbach-Miesau/Rheinland-Pfalz (Stichprobe 8). Foto: EGE
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5  Reaktionen von Netzbetreibern

Die EGE hat drei der acht Netzbetreiber 
mit den Ergebnissen der Stichproben kon-
frontiert. Die Reaktionen dürften die Hal-
tung der meisten Netzbetreiber wieder-
spiegeln: Der Netzbetreiber Alliander Netz 
Heinsberg AG (Stichprobe 2) teilte der 
EGE nach dreieinhalb Monaten mit, alle 
Leitungen bis zum Jahr 2016 komplett 
abzubauen und diese durch Erdkabel zu 
ersetzen und eine besonders gefährliche 
Maststation 2014 abzubauen. Die Kreis-
Energie-Versorgung Schleiden GmbH 
(Stichprobe 4) teilte mit, an einem Teil 
der Masten seien in der Vergangenheit 
Maßnahmen durchgeführt worden; die 
Maßnahmen hätten Bestandsschutz und 
insofern seien keine Nachbesserungen zu 
veranlassen. Die Masten, an denen bisher 
nichts unternommen worden sei, würden 
„in nächster Zeit ersetzt“. Die Süwag Netz 
GmbH (Stichprobe 6 Westerwald) hat 
nicht geantwortet. 

6  Schlussfolgerungen

6.1  Rechtliche Konsequenzen

Vor Ablauf der gesetzlichen Umrüstungs-
frist Ende 2012 konnten die Netzbetreiber 
wegen der Stromopfer an gefährlichen 
Masten (zumindest an solchen, die nicht 
nach dem 02.04.2002 errichtet worden 
waren) weder straf- noch ordnungsrecht-
lich belangt werden. Auch jetzt nach Ab-
lauf dieser Frist bleiben die Verluste für 
die säumigen Netzbetreiber vermutlich 
folgenlos. Der Bundesgesetzgeber hat 
nämlich von an § 41 BNatSchG unmittel-
bar anknüpfende Sanktionsmöglichkeiten 
für den Fall unterlassener Entschärfungs-
maßnahmen abgesehen. Die Verluste 
könnten allerdings einen Verstoß gegen 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG begründen und 
dann für den säumigen Netzbetreiber 
Rechtsfolgen auslösen. § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG verbietet das Töten besonders 
geschützter Arten. Dazu zählen alle euro-
päischen Vogelarten. Das Verbot erstreckt 
sich nicht nur auf willentliches, sondern 
auch wissentliches Inkaufnehmen des Tö-
tens. Die EGE hat die oben erwähnten 
Fälle der drei getöteten Uhus deshalb  
den zuständigen Staatsanwaltschaften in 
Trier, Kaiserslautern und Bonn mitgeteilt 
und um die Aufnahme von Ermittlungen 
gebeten.

Eine der Staatsanwaltschaften hat das 
Verfahren mit der Begründung einge-
stellt, eine Straftat läge nicht vor. Zwar 
seien gemäß § 41 BNatSchG an bestehen-
den Masten und technischen Bauteilen 
von Mittelspannungsleitungen mit hoher 

Gefährdung von Vögeln bis zum 31. De-
zember 2012 die notwendigen Maßnah-
men zur Sicherung gegen Stromschlag 
durchzuführen. Ein Verstoß gegen diese 
Vorschrift sei jedoch weder straf- noch 
bußgeldbewährt. In Betracht käme allen-
falls eine Strafbarkeit gemäß § 71a Abs. 
1 Nr. 1 i.V.m. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. 
Dies würde jedoch die vorsätzliche Tö-
tung des Uhus voraussetzen. Eine solche 
Tötung könne jedoch nicht nachgewiesen 
werden und sie erscheine auch fernlie-
gend, so dass bereits aus diesem Grund 
eine Strafbarkeit nicht in Betracht käme. 
Darüber hinaus sei eine Tat nach § 71a 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG gemäß § 71a Abs. 
4 BNatSchG dann nicht strafbar, wenn die 
Handlung eine unerhebliche Individuen-
zahl betrifft und unerhebliche Auswirkun-
gen auf den Erhaltungszustand der Art 
hat. Es sei nicht davon auszugehen, dass 
der Tod eines einzelnen Uhus erhebliche 
Auswirkungen auf den Erhaltungszustand 
der Art habe.

Als 2008 unter einem nach dem 
02.04.2002 errichteten gefährlichen Mast 
ein stromtoter Uhu gefunden und die 
Staatsanwaltschaft eingeschaltet worden 
war, hatte diese 2010 das Verfahren gegen 
den Netzbetreiber mit der Begründung 
eingestellt, der Beschuldigte sei bisher 
strafrechtlich nicht in Erscheinung getre-
ten, bedaure sein Verhalten und es könne 
erwartet werden, dass er durch das bishe-
rige Ermittlungsverfahren hinreichend 
beeindruckt und gewarnt sei und weiter-
hin Maßnahmen des Vogelschutzes durch-
führe. Wenige Monate nach Einstellung 
des Verfahrens stellte die EGE fest, dass 
der Netzbetreiber eine 17 km lange Mit-
telspannungsleitung mit gefährlichen 
Masten komplett neu errichtete. Mit dieser 
Feststellung konfrontiert, erklärte sich der 
Netzbetreiber zur Umrüstung der Masten 
bereit. 

Dass die drei dokumentierten Todes-
fälle aufgrund der Bestimmungen des 
Umweltschadensrechts Vermeidungs- und 
Sanierungspflichten auslösen könnten, 
liegt auf der Hand (Gassner 2013). Wenn 
sich die Umrüstung aber nur auf die kon-
kreten Masten beschränkt, an denen es 
nachweislich zu Todesfällen kam, ist zu 
wenig gewonnen. Bereits vor Inkrafttre-
ten des Umweltschadensgesetzes 2007 
und vor Ablauf der Umrüstungsfrist haben 
die meisten Netzbetreiber Masten, an de-
nen es zu Todesfällen kam, mehr oder 
weniger rasch entschärft. Erforderlich ist 
vielmehr, dass alle Masten gefährlicher 
Bauart unverzüglich gesichert werden, 
was bis zum 31.12.2012 hätte geschehen 
müssen.

6.2  Rolle der Länderumweltminister

Die Länderumweltministerien sind für  
die Durchsetzung des Vogelschutzes an 
Mittelspannungsmasten zuständig. Der 
NABU hat 2012 und 2013 die Länderum-
weltminister nach dem Stand der Umrüs-
tung befragt. Die Länder teilten zumeist 
nur mit, was ihnen die Netzbetreiber auf-
geschrieben haben. Eigene Kontrollen 
führen die Länderumweltministerien 
nicht durch. Den ihnen unterstellten 
Staatlichen Vogelschutzwarten fehlt  
das Personal, Kontrollen durchzuführen 
oder überhaupt die Sachkenntnis, gefähr-
liche von ungefährlichen Masten zu un-
terscheiden.

Die Defizite in der Wahrnehmung der 
Kontrollaufgaben dokumentieren folgen-
de Antworten, welche die EGE von drei 
zuständigen Länderumweltministerien 
erhielt: 

2010, zwei Jahre vor Ablauf der Um-
rüstungsfrist, hatte die EGE die Umwelt-
ministerien von Niedersachsen und Meck-
lenburg-Vorpommern über die hohe Zahl 
gefährlicher Masten im Biosphärenreser-
vat Elbtalaue unterrichtet. Beide Ministe-
rien schrieben der EGE damals, sich beim 
Netzbetreiber für die fristgerechte Umrüs-
tung der Masten einzusetzen. Die Ergeb-
nisse der Stichprobe 9 Elbtalaue im selben 
Gebiet ein Jahr nach Ablauf der Umrüs-
tungsfrist belegen, dass dort von einer 
fristgerechten Umrüstung nicht die Rede 
sein kann.

In der Stichprobe 6 Westerwald haben 
sich ein Jahr nach Ablauf der Umrüstungs-
frist auf einer Fläche von 144 km² 220 von 
628 Mittelspannungsmasten als für Vögel 
hochgefährlich herausgestellt. Das rhein-
land-pfälzische Umweltministerium 
schrieb der EGE im März 2013, es sei „si-
cherlich noch nicht alles optimal“, aber es 
zeige sich, „dass wir auf dem richtigen Weg 
sind und in absehbarer Zeit dieses Gefah-
renpotential beseitigt ist“.

Die 2007 gestellten Fragen (Breuer 
2007) waren offenkundig nur allzu be-
rechtigt: „Es sind die Länderumweltminis-
terien, welche mit den ihnen zur Verfügung 
stehenden Fachbehörden – insbesondere den 
dreizehn Staatlichen Vogelschutzwarten – 
gegenüber den Netzbetreibern die Lösung 
des Problems auf Länderebene einfordern 
und durchsetzen müssen. Aber ist den Um-
weltministern der Länder dieses Problem 
bewusst? Sind die Naturschutzbehörden auf 
diese Aufgabe vorbereitet? Welche Vorstel-
lungen und Aktivitäten haben die Länder-
umweltministerien und die Staatlichen 
Vogelschutzwarten bisher entwickelt, um 
sicherzustellen oder mitzuhelfen, dass die 
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Anforderungen des Gesetzgebers bis 2012 
erfüllt sind?“

Angesichts des Umstandes, dass Kont-
rollen nicht stattfinden, die Umrüstungs-
defizite nicht aufgedeckt werden und für 
die Netzbetreiber weitgehend folgenlos 
bleiben, haben die Netzbetreiber beinahe 
viel unternommen.

6.3  Rolle des beruflichen 
Naturschutzes

Anstatt die in der Sache nur über begrenz-
te Informationen verfügenden Länder-
umweltminister zu befragen, sollten die 
Natur schutzverbände selbst repräsenta-
tive Flächenstichproben durchführen, um 
festzustellen, wie es tatsächlich um die 
Umrüstung bestellt ist. Zu dieser Schluss-
folgerung gelangte die EGE bereits 2007, 
als sie selbst nach Ablauf der Hälfte der 
gesetzlichen Umrüstungsfrist die Länder-
umweltminister nach dem Stand der Um-
rüstung fragte und überwiegend unzurei-
chende, zweifelhafte oder widersprüchli-
che Informationen erhielt (EGE 2007). Die 
EGE ist offenbar die einzige Organisation, 
die Flächenstichproben zum Stand der 
Umrüstung gefährlicher Mittelspannungs-
masten durchführt. 

Umgerüstet wurde mit Gewissheit zu 
langsam, zu schlecht und zu wenig. Wie 
sollte es auch anders sein? Das Thema hat 
schon innerhalb des Naturschutzes nie 
eine angemessene Aufmerksamkeit er-
langt. So stand beispielsweise im Jahr 
2012, in dem die Umrüstung der gefähr-
lichen Masten hatte abgeschlossen werden 
müssen, der 31. Deutsche Naturschutztag 
unter dem Leitthema „Neue Energien – 
neue Herausforderungen: Naturschutz in 
Zeiten der Energiewende“. Mit der alten 
Herausforderung, die die gefährlichen 
Mittelspannungsmasten darstellen, be-
fasste sich dieser Naturschutztag ebenso 
wenig wie andere Deutsche Naturschutz-

tage in der jüngeren Geschichte dieser 
Veranstaltungen. Dieser Befund fügt sich 
zu dem Eindruck, dass der Naturschutz 
hierzulande mit der „ganz großen Ener-
giewende“ beschäftigt ist, in deren Schat-
ten die Durchsetzung der gesetzlich ver-
ankerten Umrüstung gefährlicher Mittel-
spannungsmasten bestenfalls den Rang 
einer Nebensächlichkeit einzunehmen 
scheint.
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Fazit für die Praxis

•  Naturschutzbehörden und -verbände 
sollten sich in arbeitsteiliger Koope ra-
tion einen Überblick über die Zahl der  
in ihrer Region umzurüstenden Masten 
verschaffen. 

•  Umrüstungsdefizite sollten in Deutsch-
land von der lokalen bis zur nationalen 
Ebene angemessen politisiert werden, 
um den Druck auf Netzbetreiber, Länder-
regierungen und ggf. den Gesetzgeber 
zu erhöhen. 
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